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Im Mai 2011 führte die Kommission mit der Verordnung (EU) 
Nr. 446/2011 ( 1 ) einen vorläufigen Antidumpingzoll auf die 
Einfuhren bestimmter Fettalkohole und ihrer Gemische (FOH) 
mit Ursprung in Indien, Indonesien und Malaysia ein, und im 
November 2011 wurde mit der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 1138/2011 des Rates ( 2 ) („endgültige Verordnung“) ein end­
gültiger Antidumpingzoll auf diese Einfuhren eingeführt. 

Am 21. Januar 2012 reichten PT Ecogreen Oleochemicals, ein 
ausführender Hersteller von FOH in Indonesien, Ecogreen Oleo­
chemicals (Singapore) Pte. Ltd und Ecogreen Oleochemicals 
GmbH (nachstehend zusammen „Ecogreen“ genannt) eine Klage 
beim Gericht der Europäischen Union ein (Rechtssache T- 
28/12), mit der die Nichtigerklärung der endgültigen Verord­
nung beantragt wurde, soweit sie den für Ecogreen geltenden 
Antidumpingzoll betraf. Ecogreen focht die Berichtigung seines 
Ausfuhrpreises an, die nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i der 
Grundverordnung zum Zwecke des Vergleichs dieses Ausfuhr­
preises mit dem Normalwert des Unternehmens vorgenommen 
worden war. 

In der Rechtssache T-249/06 (Interpipe Nikopolsky Seamless 
Tubes Plant Niko Tube ZAT (Interpipe Niko Tube ZAT) und 
Interpipe Nizhnedneprovsky Tube Rolling Plant VAT (Interpipe 
NTRP VAT) gegen Rat der Europäischen Union) erklärte das 
Gericht Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 954/2006 des Rates 
für nichtig, soweit er Interpipe NTRP VAT betraf, unter anderem 
aufgrund eines offensichtlichen Beurteilungsfehlers bei der Be­
richtigung nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i, und aus an­
deren Gründen, soweit er Interpipe Niko Tube ZAT betraf. Am 
16. Februar 2012 wies der Gerichtshof das vom Rat und der 
Kommission eingelegte Rechtsmittel zurück (verbundene 
Rechtssachen C-191/09 P und C-200/09 P). 

Da die tatsächlichen Umstände von Ecogreen, was die Berichti­
gung nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i der Grundverord­
nung betrifft, mit denen von Interpipe NTRP VAT vergleichbar 
sind, wurde es für angezeigt gehalten, die Dumpingspanne von 
Ecogreen ohne Berichtigung nach Artikel 2 Absatz 10 Buch­
stabe i neu zu berechnen. Daher wurde am 21. Dezember 2012 
die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1241/2012 des Rates 
vom 11. Dezember 2012 ( 3 ) zur Änderung der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 1138/2011 zur Einführung eines endgül­
tigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung 
des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Fettalkohole 
und ihrer Gemische mit Ursprung in Indien, Indonesien und 
Malaysia veröffentlicht, die rückwirkend ab dem 12. November 
2011 galt. Die darin für Ecogreen ermittelte Dumpingspanne 
lag unterhalb der Geringfügigkeitsschwelle im Sinne des Artikels 
9 Absatz 3 der Grundverordnung. Die Untersuchung in Bezug 
auf Ecogreen wurde daher ohne Einführung von Maßnahmen 
eingestellt. 

Die Dumpingspanne für alle Unternehmen in Indonesien (mit 
Ausnahme des anderen ausführenden Herstellers mit individuel­
ler Dumpingspanne, P.T. Musim Mas — „PTMM“), der die 
Spanne des mitarbeitenden ausführenden Herstellers in Indone­
sien mit der höchsten Dumpingspanne zugrunde lag, wurde 
unter Berücksichtigung der für Ecogreen neu berechneten Dum­
pingspanne angepasst. 

1. Teilweise Wiederaufnahme der Antidumpingunter­
suchung 

Es ist zu untersuchen, ob die neu berechnete Dumpingspanne 
von Ecogreen, dessen Ausfuhren nunmehr als nicht gedumpt 
betrachtet werden, und die Änderung der Höhe der Dumping­
spannen der indonesischen Unternehmen (ausgenommen 
PTMM), die mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
1241/2012 des Rates vom 11. Dezember 2012 eingeführt wur­
den, möglicherweise Auswirkungen auf die in der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 1138/2011 zur Einführung eines 
endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnah­
mung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Fett­
alkohole und ihrer Gemische mit Ursprung in Indien, Indone­
sien und Malaysia getroffenen Feststellungen zu Schädigung und 
Schadensursache haben. 

Die Kommission hat daher beschlossen, die Antidumpingunter­
suchung betreffend die Einfuhren bestimmter Fettalkohole und 
ihrer Gemische mit Ursprung in Indien, Indonesien und Malay­
sia wieder aufzunehmen, um die Auswirkungen dieser Änderun­
gen auf die genannten Feststellungen zu untersuchen. 

2. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass eine teilweise Wiederaufnahme 
der Antidumpinguntersuchung gerechtfertigt ist, und nimmt da­
her die Antidumpinguntersuchung betreffend die Einfuhren be­
stimmter Fettalkohole und ihrer Gemische mit Ursprung in 
Indien, Indonesien und Malaysia, die nach Artikel 5 der Grund­
verordnung im Wege einer im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlichten Bekanntmachung ( 4 ) eingeleitet worden war, 
teilweise wieder auf. 

Die Wiederaufnahme beschränkt sich auf die Untersuchung der 
Auswirkungen der mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
1241/2012 des Rates vom 11. Dezember 2012 eingeführten 
Änderungen auf die Feststellungen zu Schädigung und Scha­
densursache. 

Alle interessierten Parteien werden hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweise darzulegen. Diese Informationen müssen zusammen 
mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb der unter Num­
mer 3 Buchstabe a gesetzten Frist bei der Kommission eingehen.
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Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem hö­
ren, sofern die Parteien dies beantragen und nachweisen, dass 
besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Dieser Antrag 
ist innerhalb der unter Nummer 3 Buchstabe b gesetzten Frist 
zu stellen. 

3. Fristen 

a) Kontaktaufnahme und Übermittlung von Informationen 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interessierten 
Parteien innerhalb von 20 Tagen nach der Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
mit der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt 
darlegen sowie alle Informationen übermitteln, wenn ihre An­
gaben bei dieser Untersuchung berücksichtigt werden sollen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der meisten in 
der Grundverordnung verankerten Verfahrensrechte voraussetzt, 
dass sich die betreffende Partei innerhalb der vorgenannten Frist 
meldet. 

b) Anhörungen 

Innerhalb derselben Frist von 20 Tagen können alle interessier­
ten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die Kom­
mission stellen. 

4. Schriftliche Stellungnahmen und Schriftwechsel 

Alle Stellungnahmen und Anträge interessierter Parteien sind 
schriftlich einzureichen (jedoch nicht in elektronischer Form, 
es sei denn, dies wäre ausdrücklich zugelassen); sie müssen 
den Namen, die Anschrift, die E-Mail-Adresse, die Telefon- 
und die Faxnummer der interessierten Partei enthalten. Alle 
schriftlichen Stellungnahmen — einschließlich der in dieser Be­
kanntmachung angeforderten Informationen und aller Schreiben 
—, die von interessierten Parteien auf vertraulicher Basis vor­
gelegt werden, müssen den Vermerk „Limited“ (zur einge­
schränkten Verwendung) ( 1 ) tragen und nach Artikel 19 Absatz 
2 der Grundverordnung zusammen mit einer nichtvertraulichen 
Zusammenfassung übermittelt werden, die den Vermerk „For 
inspection by interested parties“ (zur Einsichtnahme durch inte­
ressierte Parteien) trägt. 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 08/020 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22956505 

5. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder­
lichen Informationen, erteilt sie diese nicht fristgerecht oder 
behindert sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung positive oder negative Feststel­
lungen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getrof­
fen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In­
formationen nicht berücksichtigt; stattdessen können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung die verfügbaren Informationen 
zugrunde gelegt werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht 
oder nur eingeschränkt mit und werden deshalb die verfügbaren 
Informationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei ungünstiger ist, als wenn sie mit­
gearbeitet hätte. 

6. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 
2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen 
der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr ( 2 ) verarbeitet. 

7. Anhörungsbeauftragter 

Gelangt eine interessierte Partei zu der Auffassung, dass sie ihre 
Verteidigungsrechte nicht angemessen wahrnehmen kann, so 
hat sie die Möglichkeit, sich an den Anhörungsbeauftragten 
der Generaldirektion Handel zu wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den Kommis­
sionsdienststellen und bietet, falls erforderlich, die Vermittlung 
in verfahrenstechnischen Fragen an, die den Schutz ihrer Inte­
ressen in diesem Verfahren berühren; dies gilt insbesondere für 
die Akteneinsicht, die Vertraulichkeit, die Verlängerung von Fris­
ten und die Behandlung schriftlicher und/oder mündlicher Stel­
lungnahmen. Weiterführende Informationen und die Kontakt­
daten sind den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im Inter­
net-Auftritt der Generaldirektion Handel zu entnehmen: (http:// 
ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en. 
htm).
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( 1 ) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den internen Gebrauch 
bestimmt. Sie sind nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par­
laments, des Rates und der Kommission (ABl. L 145 vom 
31.5.2001, S. 43) geschützt. Sie werden nach Artikel 19 der Grund­
verordnung und Artikel 6 des WTO-Übereinkommens zur Durch­
führung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
mens 1994 (Antidumping-Übereinkommen) vertraulich behandelt. ( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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